
Bleibt das „C“, dem die Unionsparteien
die Grundlagen ihrer politischen Pro-
grammatik verdanken, auch zukünftig
politikfähig? Es ist sicherlich unverzicht-
bar, dass in der Grundsatzarbeit der Uni-
onsparteien die Politikfähigkeit des „C“
immer erneut unter Beweis gestellt wird,
indem das Politikverständnis, das Ver-
ständnis von Staat und Gesellschaft, das
Menschenbild sowie die Grundwerte
menschlichen Zusammenlebens aus der
Sicht christlicher Ethik begründet wer-
den. Entscheidend wird aber auf Dauer
sein, wie die Kirchen die Frage nach der
Politikfähigkeit des „C“ beantworten. Ist
die Beobachtung richtig, dass sich in bei-
den großen Kirchen eine Verstärkung des
Trends abzeichnet, mit dem „C“ nicht po-
litisches Handeln zu begründen, sondern
allenfalls politisches Handeln kritisch zu
begleiten? Für die katholische Kirche, auf
die sich die folgenden Ausführungen be-
schränken werden und die im Unter-
schied zur evangelischen Kirche lange ei-
nem solchen Trend Widerstand geleistet
hat, scheint insgesamt eine Verstärkung
des Trends weg vom politischen Handeln
und hin zum kritischen Begleiten des po-
litischen Handelns feststellbar zu sein. So
wird beispielsweise vorgeschlagen, die
„C“-Parteien sollten auf das „C“ in ihrem
Namen verzichten, statt dass man sich
der Mühe unterzieht, Beiträge zur christ-
lichen Begründung politischen Handelns
zu formulieren; es wird das unbegrenzte
Nachzugsrecht ausländischer Kinder zu
ihren Familien gefordert, statt durch Be-
grenzung des Nachzugsalters dafür zu

sorgen, dass die Kinder rechtzeitig zu ih-
ren Familien kommen und so größere In-
tegrationschancen in der Gesellschaft ha-
ben; es wird mit Recht eine Politik des
Friedens verlangt, aber es wird nur unzu-
reichend die Bedeutung militärischer Ge-
walt zur Bewahrung oder zur Wiederher-
stellung des Friedens zur Kenntnis ge-
nommen sowie die Bedeutung europäi-
scher und atlantischer Gemeinschaft be-
achtet; es wird gelegentlich politisches
Handeln durch Politisieren ersetzt, wenn
etwa der Boykott amerikanischer Waren
gefordert wird.

Natürlich bedarf politisches Handeln
der kritischen Begleitung, auch der kriti-
schen Begleitung im Namen des „C“.
Aber wenn Christen politisch handeln
wollen, dann haben sie keine andere
Möglichkeit, als ihr Handeln christlich zu
begründen. Denn Christ-Sein ist kein Rol-
lenspiel, sondern eine Weise mensch-
licher Existenz. Wenn sich Christen zu-
sammentun und die Programmatik ihres
politischen Handelns unter den An-
spruch des „C“ stellen, dann ist das nicht
ihre Privatsache, es ist vielmehr Kirchen-
sache, Ausdruck der Tatsache, dass sie
gemeinsam ein Teil der Kirche sind.

Tatsächlich hat die katholische Kirche
auch immer die letzte Interpretationsho-
heit über das Christliche, über das „C“,
beansprucht. Für sie war und ist die
„kirchliche Vermitteltheit“ des Christli-
chen unverzichtbar. „Wesentlich für das
Katholische ist, dass es an der kirchlichen
Vermitteltheit des Christlichen festhält
[. . .] Das Wesen des Katholischen ist die
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Vermittlung“ (Walter Kasper). Die Ver-
mittlung des „C“ in die Sachbereiche un-
serer Welt ist also eine kirchliche Auf-
gabe.

Dem Anspruch stellen
Es steht aber nicht nur die Politikfähigkeit
des „C“ zur Diskussion, sondern auch die
„C“-Fähigkeit der Politik. Dabei ist weni-
ger an die Politiker und die Parteien zu
denken, die nicht nach einer christlichen
Begründung der Programmatik ihres po-
litischen Handelns fragen, sondern viel-
mehr an die Politiker und Parteien, die
sich ausdrücklich unter den Anspruch
des „C“ stellen. Zum Anspruch aus inne-
rer Überzeugung muss die praktizierte
Fähigkeit hinzukommen, das eigene poli-
tische Handeln unter der Maxime des „C“
zu erläutern, und zwar so, dass es auch
über die eigene Partei hinaus Christen
überzeugt, ja Christen für gemeinsames
Handeln gewinnt. Dazu bedarf es einer
Reflexion über das Christliche in der Poli-
tik, die in den „C“-Parteien nur unzurei-
chend anzutreffen ist. Natürlich gibt es
auch hier positive Beispiele: etwa die reli-
giösen Besinnungstage für Politiker zu
Anfang eines jeden Jahres in Maria Laach.
Parteiamtlich lässt sich eine solche für
notwendig erachtete Reflexion ohnedies
kaum bewerkstelligen.

Trotzdem: Wer sein politisches Han-
deln unter dem Anspruch des „C“ erläu-
tern und Christen für ein gemeinsames po-
litisches Handeln gewinnen will, muss
mehr tun, als seinem „christlichen Be-
kenntnis“ ärgerliche Ausführungen darü-
ber folgen zu lassen, dass ein für richtig er-
kanntes politisches Handeln nur gegen
den Widerstand der eigenen Kirche
durchzusetzen war. Im Zusammenhang
mit dem Irak-Konflikt wurden die kirch-
lichen Aussagen zu Krieg und Frieden
nicht in ähnlicher Weise ernst genommen,
wie das in der Diskussion über den NATO-
Doppelbeschluss vor zwanzig Jahren der
Fall war. Damals hat die Partei die Berg-

predigt nicht ins politische Niemandsland
verwiesen, sondern als Stachel und
Widerspruch auch politisch ernst genom-
men und sich um richtige verantwor-
tungsethische Antworten bemüht. Nur so
wird man dem „C“ gerecht, wenn es ein
Anspruch sein soll.

Wenn es nicht gelingt, politisches Han-
deln sowohl in der Kirche als auch in der
Partei unter dem Anspruch des „C“ zu be-
gründen und überzeugend zu erläutern,
dann dürfte es auf Dauer kaum gelingen,
programmatisch eine Politik zu konzipie-
ren, die Ausdruck christlicher Verant-
wortung ist. 

Thesen zur Diskussion
Die Frage nach der Politikfähigkeit des
„C“ und nach der „C“-Fähigkeit der Poli-
tik bedarf einer gründlichen Diskussion
sowohl innerkirchlich als auch innerpar-
teilich. Im Folgenden sollen einige Thesen
aus katholischer Sicht formuliert werden,
die in einer solchen Diskussion aufgegrif-
fen werden sollten. Es handelt sich um
vorläufige und sicherlich auch unvoll-
ständige Thesen. Sie bedürfen der Ergän-
zung und auch des Widerspruches. Darü-
ber hinaus wäre es wünschenswert, ent-
sprechende Thesen auch aus parteipoliti-
scher Sicht zu formulieren, damit ein
fruchtbarer Dialog geführt werden kann.

1. Das „C“ in der Politik ist keine Dok-
trin, sondern die durch Christen bezeugte
Botschaft des Evangeliums, die sich auch
in der Schöpfungsordnung widerspiegelt
und die sich in bestimmten Werten und
Haltungen der Zeugen dieser Botschaft
manifestiert. Dieses christliche Zeugnis
gewinnt in dem Maße an Überzeugungs-
kraft, wie es von den einzelnen Christen
authentisch gelebt und – kirchlich ver-
mittelt – von der Gemeinschaft der Chris-
ten zur Grundlage gemeinsamen öffent-
lichen Wirkens gemacht wird.

2. Das durch Christen repräsentierte
„C“ in der Politik verträgt sich weder mit
dem Gedanken der Fixierung auf eine be-
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stimmte politische Partei noch mit dem
Gedanken der Äquidistanz zu den politi-
schen Parteien.

Die Fixierung auf ausschließlich eine
Partei widerspricht dem Selbstverständ-
nis von politischen Parteien im demokra-
tischen Staat, weil diese Parteien im Rah-
men ihres Beitrages zur politischen Mei-
nungs- und Willensbildung so offen sein
müssen, wie es zur Bildung notwendiger
politischer Mehrheiten erforderlich ist.
Diese Fixierung widerspricht aber auch
dem Selbstverständnis des Christen, der
Gemeinschaft der Christen und der Kir-
che; das christliche Zeugnis und die da-
mit verbundene christliche Sendung be-
ziehen sich im Kontext eines katholischen
Grundverständnisses von Kirche prinzi-
piell auf das Ganze, und das heißt bei den
parteipolitischen Gegebenheiten unserer
Tage, dass die Konzentration ausschließ-
lich auf eine Partei eine unzulässige Be-
schränkung des Zeugnisses und der Sen-
dung beinhaltet. Der Gedanke der Äqui-
distanz ist unchristlich und unpolitisch
zugleich. Unchristlich ist der Gedanke
der politischen Distanz, weil es dem
christlichen Weltauftrag widerspricht,
zur Politik auf Distanz zu gehen. Unpoli-
tisch ist der Gedanke des gleichen Ab-
standes zu den einzelnen Parteien, denn
ein gleicher Abstand zu den politischen
Parteien führt im Ergebnis zu einer politi-
schen Fremdbestimmung der Christen
beziehungsweise der Kirche. Die (pas-
sive) Position des gleichen Abstandes ist
lediglich das Resultat aus den Positionen,
die die Parteien ihrerseits für sich gesetzt
haben. Aber der politische Unfug der
Äquidistanz kommt für Christen schon
deshalb nicht in Betracht, weil bereits der
Gedanke der politischen Distanz christ-
lich gesehen verfehlt ist.

3. Die prinzipielle Offenheit des
Christen und der Kirchen gegenüber po-
litischen Parteien ist keineswegs unkri-
tisch und beliebig. Zu Parteien, die dem
christlichen Verständnis des Menschen

wie der politischen Verantwortung in
grundlegenden Fragen widersprechen
(zum Beispiel PDS, NPD, DVU und so
weiter) ist politische Distanz geboten. Die
grundsätzliche Haltung des Christen, auf
die Parteien zuzugehen, verträgt sich
durchaus mit differenzierenden Gesichts-
punkten. So ist der Christ zum Beispiel in
besonderer Weise von einer Partei her-
ausgefordert, die sich ausdrücklich unter
den Anspruch des „C“ stellt und damit
das „C“ mit ihrem Selbstverständnis, mit
ihrem politischen Programm und mit ih-
rem politischen Handeln verbindet. 

4. Allerdings zeichnen sich die Chris-
ten heute nicht gerade dadurch aus, dass
sie offensiv auf politische Parteien zuge-
hen. Auch Christen sind durch die weit
verbreitete Zuschauer- und Konsumen-
tenhaltung in unserer Gesellschaft infi-
ziert. Bei ihnen ist ebenfalls das Politisie-
ren stärker ausgeprägt als das parteipoli-
tische Engagement. Die Bereitschaft zu
diesem Engagement zu erhöhen ist daher
eine wichtige Aufgabe der Christen und
der Kirchen, eine Aufgabe, die sich aus
dem christlichen Selbstverständnis kon-
sequent ergibt.

Soziales Engagement, Subsidiarität
und gelebter Glaube
5. Auf der anderen Seite darf nicht über-
sehen werden, dass Christen sich in viel-
fältiger Weise in Gesellschaft und Staat
für das Gemeinwohl einsetzen. Die Le-
bensfähigkeit der Demokratie hängt we-
sentlich von ihren personellen Ressour-
cen ab. Christen stärken durch ihr gesell-
schaftliches und politisches Engagement
die personellen Grundlagen der Demo-
kratie. Bei diesem Engagement ist insbe-
sondere an die Sozialverbände, die Cari-
tasorganisationen, die Frauenverbände,
die Jugendverbände, aber auch an viele
andere mehr zu denken. Gleiches gilt für
neu entstandene Formen gesellschaftspo-
litischen Engagements im Umkreis von
Laienräten, Aktionen, Werken und Initia-
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tiven, die sich konkreten Aufgaben wid-
men: Zusammenarbeit mit den Entwick-
lungsländern, Solidarität beim Aufbau in
Mittel- und Osteuropa, Hilfe für Fami-
lien, Kinder, Behinderte, Ungeborene
und Senioren. Das alles trägt dazu bei,
dass die Demokratie an ihrer Basis leben-
dig bleibt und dass das „C“ in der Politik
eine Chance hat.

6. Für einen demokratischen Staat ist
die Beachtung des Prinzips der Subsidia-
rität im Verhältnis von Staat und Gesell-
schaft unverzichtbar. Subsidiarität er-
möglicht erst Solidarität in Freiheit.
Christliche Organisationen und Einrich-
tungen tragen erheblich dazu bei, dass
das Verhältnis von Staat und Gesellschaft
und damit das Verhältnis des Staates zu
seiner eigenen Basis nach dem Ordnungs-
prinzip der Subsidiarität gestaltet werden
kann. Sie nehmen zu einem beachtlichen
Teil öffentliche Aufgaben wahr: Bildung,
Weiterbildung, Ausbildung, Gesund-
heitsdienst, vielfältige soziale Dienste im
eigenen Land und weltweit. Sie tragen
damit der Tatsache Rechnung, dass in ei-
ner Demokratie und in einer freiheit-
lichen Gesellschaftsordnung die öffent-
lichen Aufgaben nicht alle auch Staats-
aufgaben sind. Denn der Staat trägt zwar
die Verantwortung dafür, dass die öffent-
lichen Aufgaben wahrgenommen wer-
den und dass sie erfüllt werden können,
er kommt aber dieser Verantwortung da-
durch nach, dass er vor allem die gesell-
schaftlichen Kräfte, die sich diesen Auf-
gaben stellen, unterstützt und fördert und
sich selbst auf die öffentlichen Aufgaben
konzentriert, die ohne Handeln des Staa-
tes unerfüllt blieben oder die ihrer Natur
nach Staatsaufgaben sind. Kirchliche und
christliche Strukturen in der Gesellschaft
stärken die Gesellschaft als Basis der De-
mokratie im Staat.

7. Unser Staat lebt von Voraussetzun-
gen, die er selbst nicht garantieren kann
(Ernst-Wolfgang Böckenförde). Wenn
Christen sich gesellschaftlich und poli-

tisch engagieren und wenn dieses Enga-
gement aus christlicher Verantwortung
und Überzeugung geschieht, dann ver-
binden sich mit diesem Engagement
christliche Werte und Haltungen, die
maßgeblich zur Schaffung der Vorausset-
zungen beitragen, von denen der Staat
lebt, die er aber selbst nicht garantieren
kann.

Höchste Werte und Grundwerte, die
sich mit dem „C“ in der Politik verbinden,
wie Menschenwürde, Frieden, Freiheit,
Gerechtigkeit, Solidarität, Subsidiarität,
Verantwortung für das Gemeinwohl,
Recht auf Leben bleiben bei aller verfas-
sungsrechtlichen Verankerung nur dann
lebendig, wenn sich die Bürgerinnen und
Bürger aktiv dafür einsetzen. Was Chris-
ten durch ihr Engagement für diese Werte
seit der Frankfurter Nationalversamm-
lung 1848/49 in der Frankfurter Paulskir-
che über die Weimarer Verfassung, das
Bonner Grundgesetz und die politische
Ordnung eines vereinten Europa ord-
nungspolitisch wie im alltäglichen politi-
schen Wirken investiert haben, hat für das
Verhältnis von Kirche beziehungsweise
Christen und Demokratie größere prakti-
sche Bedeutung als kirchliche Lehrsätze
mit ihrer oft wechselvollen und auch
widersprüchlichen Geschichte. Je mehr
Christen durch ihr konkretes Engage-
ment in Gesellschaft und Staat überzeu-
gend für christliche Grundwerte, also für
das „C“ in der Politik eintreten, desto
mehr leisten sie einen Beitrag zum
Grundwertekonsens und zur Grundwer-
tebasis, die für den Staat unverzichtbar
sind.

Katholisches Selbstverständnis 
und Zeitbezug
8. Die Entwicklungen im Selbstverständ-
nis der katholischen Kirche beeinflussen
die politische Wirksamkeit des Katholi-
zismus in der Demokratie und für die
Entfaltung einer demokratischen Staats-
ordnung. Der Katholizismus im 19. und
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20. Jahrhundert verstand sich dem seiner-
zeitigen Kirchenverständnis entspre-
chend nicht als Kirche; sein Handeln war
demzufolge nicht unmittelbar kirchliches
Handeln. Die Verbände, Organisationen,
Einrichtungen und Initiativen verstanden
sich als Vereinigungen von Katholiken
auf der Basis des bürgerlichen Koalitions-
rechtes. Sie verstanden sich nicht als
kirchliche Gebilde, sie verstanden sich
bestenfalls als Bollwerk der Kirche in ei-
ner Umbruchsituation der Gesellschaft,
in der unmittelbar kirchliches Wirken im
herkömmlichen Sinne immer weniger
möglich war. Der Versuch Roms, aber
auch kirchlicher Amtsträger in Deutsch-
land, das eigenständige Handeln von
Gruppierungen und Einrichtungen deut-
scher Katholiken dadurch an die Kirche
zurück zu binden, dass sie als katholische
Aktion gleichsam zum verlängerten Arm
der Hierarchie werden sollten, scheiterte
am entsprechenden Widerstand. Man be-
rief sich auf das bürgerliche Koalitions-
recht und setzte dem Modell der actio ca-
tholica das Modell der actio catholicorum
entgegen.

Erst das II. Vatikanische Konzil gibt
mit seinem Verständnis der Kirche als
Volk Gottes Raum für ein eigenständiges
soziales und politisches Handeln der
Christen im Rahmen der Kirche selbst.
Die Dogmatische Konstitution über die
Kirche Lumen gentium (LG), die Pastorale
Konstitution über die Kirche in der Welt
von heute Gaudium et spes und das Dekret
über das Laienapostolat Apostolicam actu-
ositatem sprechen dem gesellschaftlichen
und politischen Handeln von Christen
kirchliche Qualität zu, wenn und soweit
dieses aus christlicher Verantwortung
und Überzeugung geschieht. „Das Apos-
tolat der Laien ist Teilnahme an der Heils-
sendung der Kirche selbst. Zu diesem
Apostolat werden alle vom Herrn selbst
durch Taufe und Firmung bestellt“ (LG
33). So werden sie „des priesterlichen,
prophetischen und königlichen Amtes

Christi auf ihre Weise teilhaftig“ (LG 31).
Auf der Basis eines neu formulierten
kirchlichen Koalitionsrechtes handeln ka-
tholische Christen unmittelbar als Kirche,
wenn auch nicht im Namen der Kirche,
was nur unter der Leitungsverantwor-
tung des kirchlichen Amtes möglich
wäre.

Eine als Volk Gottes verfasste Kirche
hat gute Chancen politischer und gesell-
schaftlicher Mitgestaltung im demokrati-
schen Staat unter dem Anspruch des „C“.
Dabei stellt sich die Frage, wie es einer
solchen Kirche gelingen kann, einerseits
mit der Vielfalt ihrer kirchlichen Struktu-
ren in der pluralen Gesellschaft präsent
zu sein und andererseits für die Vielfalt
gesellschaftlicher Strukturen, ihre je spe-
zifischen Probleme, Anliegen und He-
rausforderungen offen zu sein, ohne das
Proprium der kirchlichen Sendung auf-
zugeben und ohne das Profil der christli-
chen Botschaft unscharf werden zu las-
sen. Das Anliegen von Gaudium et spes,
dass die Kirche eine Kirche in der Welt sei
und dass sie eine für die Nöte und Erwar-
tungen der Welt offene Kirche sei, ist ein
anspruchsvolles Programm, das nicht ge-
ringe Anstrengungen erfordert.

9. Das Konzept, das für eine zeitge-
rechte Erfüllung des christlichen Weltauf-
trages und damit für ein gesellschaftli-
ches und politisches Engagement unter
dem Anspruch des „C“ im Zentralkomi-
tee der deutschen Katholiken gemeinsam
mit den Vertretern aus katholischen Or-
ganisationen und diözesanen Räten re-
flektiert wird, knüpft an den konziliaren
Aussagen zum Selbstverständnis der Kir-
che und ihrer Weltverantwortung an. Die
Kurzformel für dieses Konzept lautet:
Christliche Zeitgenossenschaft – kritisch
und solidarisch. Gemeint ist eine Zeitge-
nossenschaft mit allen Menschen guten
Willens, die sowohl kritisch ist, weil sie
auf der unverwechselbaren Botschaft
Jesu Christi basiert, als auch solidarisch,
weil sie sich – um mit Gaudium et spes zu
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sprechen – die „Freude und Hoffnung,
Trauer und Angst der Menschen von
heute besonders der Armen und Be-
drängten aller Art“ zu Eigen macht.

Das Konzept des heutigen Katholi-
zismus ermöglicht es der Kirche, gesell-
schaftlich und politisch sowohl unter den
Bürgerinnen und Bürgern als auch in ih-
ren Zusammenschlüssen – etwa in Par-
teien, Gewerkschaften, Verbänden – und
in den gesellschaftspolitisch relevanten
Einrichtungen – etwa in Schulen, Hoch-
schulen, Krankenhäusern, sozialen
Dienstleistungen – wirksam präsent zu
sein. Je stärker sich gesellschaftliche
Kräfte und Strukturen in der Kirche ent-
wickeln, desto mehr ist die Kirche mit die-
sen kirchlichen Kräften und Strukturen in
der Gesellschaft präsent. Diese wechsel-
seitige Durchdringung entspricht unter
der Voraussetzung der Wahrung christli-
cher Identität dem biblischen Bild des
Sauerteiges und vermeidet die Gefahren
einer Ghettobildung, wie sie dem Katho-
lizismus früherer Zeiten als kirchlichem
Bollwerk in der Gesellschaft oft nachge-
sagt wurde. Eine solch kritische und zu-
gleich solidarische Zeitgenossenschaft er-
möglicht ein Verhältnis von Kirche und
Demokratie, das sowohl der politischen
als auch der kirchlichen Lage von heute
angemessen ist. Mit diesem Konzept ver-
zichtet der Katholizismus bewusst auf
eine eigene Vertretung im parlamentari-
schen Raum oder auf eine Verbindung
mit ausschließlich einer politischen Par-
tei. Der Dialog mit allen Menschen guten
Willens führt auf der Ebene der politi-
schen Parteien zu unterschiedlichen Alli-
anzen, je nach intendierten Wegen und
Zielen.

10. Wechselnde Allianzen zwischen
dem Katholizismus und den politischen
Parteien schließen aber nicht aus, dass es
in Fragen politischen Handelns und poli-
tischer Konzeptionen eine besondere Ko-
operation zwischen Exponenten des Ka-
tholizismus und katholischen Repräsen-

tanten politischer Parteien gibt. Im
Gegenteil, dieses besondere Koopera-
tionsverhältnis ist nicht nur nicht ausge-
schlossen, es ist erwünscht, ja erforder-
lich. Denn katholische Christen, die sich
in politischen Parteien engagieren und
dies aus christlicher Überzeugung und
Verantwortung tun, deren Handeln ist
gleichzeitig ein Stück kirchliches Han-
deln, wenn auch kein Handeln im Namen
der Kirche, aber doch ein Handeln als Kir-
che, insofern diese Christen Kirche sind
und aus diesem Selbstverständnis heraus
politisch handeln. Daher sucht das Zen-
tralkomitee der deutschen Katholiken die
Kooperation mit ihnen, und deshalb sind
im Zentralkomitee auch Vertreter unter-
schiedlicher Parteien als Mitglieder enga-
giert.

Mit den katholischen Christen in den
politischen Parteien führt die Kirche nicht
nur ihren Dialog zwischen Kirche und
Welt, sie beteiligt sie vielmehr darüber hi-
naus an ihrem Dialog zwischen Kirche
und Welt auf der Seite der Kirche. Vor-
sichtiger gesagt: Die Kirche hat diese Ka-
tholiken auf kirchlicher Seite an ihrem Di-
alog zwischen Kirche und Welt zu beteili-
gen, wenn sie ihr eigenes durch das II. Va-
tikanische Konzil formulierte Selbstver-
ständnis ernst nimmt. 

Dialog zwischen Kirche 
und „C“-Parteien
11. Es gibt aber nicht nur Christen in
unterschiedlichen Parteien, es gibt auch
Parteien, die sich ausdrücklich unter den
Anspruch des „C“ in der Politik stellen.
Aus der Sicht des deutschen Katholi-
zismus ist es gut und wünschenswert,
dass es Parteien gibt, die sich in ihrem
Selbstverständnis auf christliche Grund-
lagen beziehen und die ihr Programm am
christlichen Menschenbild orientieren.
Folglich gibt es über die Kooperation mit
Christen in unterschiedlichen Parteien hi-
naus eine Kooperation mit den Parteien,
die sich bewusst unter den Anspruch des
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„C“ stellen. Diese Kooperation weist
natürlich über die Beteiligung katholi-
scher Politiker am Dialog zwischen Kir-
che und Welt auf kirchlicher Seite hinaus,
und sie reicht erst recht über die wech-
selnden Allianzen hinaus, die durch die
politische Traktandenliste bestimmt wer-
den. Hier geht es um grundsätzliche Fra-
gen des Politikverständnisses, des Ver-
ständnisses von Staat und Gesellschaft,
des Menschenbildes und der Grundwerte
menschlichen Zusammenlebens – kurz
um Fragen, die sich im Grundsatzpro-
gramm einer politischen Partei wieder
finden. Die in diesem Zusammenhang
wesentliche kirchliche Vermittlung des
Christlichen liegt natürlich nicht allein
beim kirchlichen Lehramt, sondern auch
bei allen, die, im gemeinsamen Priester-
tum verbunden, die Kirche bilden, also
auch bei denen, die sich aus ihrem christ-
lichen Selbstverständnis heraus an der
Bildung einer Partei beteiligen, die sich
unter den Anspruch des „C“ stellt. Sie alle
sind an der kirchlichen Vermittlung des-
sen, was das „C“ in der Politik ausmacht,
zu beteiligen. Sie sind also nicht nur auf
Seiten der Kirche beim Dialog zwischen
Kirche und Welt zu berücksichtigen, sie
sind auch beim innerkirchlichen Dialog
über das „C“ in der Politik zu beteiligen,
so schwierig es sein mag, die hierfür er-
forderlichen Formen zu finden.

So überzeugend diese Feststellung im
Grundsatz sein mag, ihre Verwirklichung
in der Praxis trifft auf offene Fragen. Die
durch das II. Vatikanische Konzil ange-
stoßenen Entwicklungen im deutschen
Katholizismus sind bislang in den „C“-
Parteien nicht hinreichend reflektiert
worden. Einerseits gibt es zwischen die-
sen Parteien und dem deutschen Katholi-
zismus eine erhöhte Zusammenarbeit,
wie ein Blick auf die personellen Ver-
flechtungen zwischen politischen Man-
datsträgern und kirchlich Verantwort-
lichen im deutschen Katholizismus zeigt.
Andererseits kann aber von einer plan-

vollen Beteiligung katholischer Exponen-
ten der „C“-Parteien am innerkirchlichen
Dialog über das „C“ in der Politik und da-
mit an der kirchlichen Vermittlung des
Christlichen nur in Ansätzen die Rede
sein. Am deutlichsten finden sich solche
Ansätze in der Arbeit des Zentralkomi-
tees der deutschen Katholiken. Trotzdem
ist hier noch manches entwicklungsbe-
dürftig, aber auch entwicklungsfähig.
Weder wird in den „C“-Parteien die Not-
wendigkeit der Beteiligung am inner-
kirchlichen Dialog zur Genüge erkannt,
noch wird in der Kirche eine ausrei-
chende Offenheit für die Beteiligung von
Katholiken aus „C“-Parteien am inner-
kirchlichen Dialog praktiziert. Es handelt
sich hierbei um ein Defizit zum Schaden
der „C“-Parteien, aber auch zum Schaden
der Kirche beziehungsweise des Katholi-
zismus. Die Chance des Dialoges kann
man wahrnehmen, solange sie sich bietet,
und es ist nicht selbstverständlich, dass
sie sich immer bieten wird.

12. Es geht bei der Kooperation und
dem Dialog zwischen der Kirche und den
„C“-Parteien sowie bei der kirchlichen
Beteiligung katholischer Exponenten von
„C“-Parteien am Dialog zwischen Kirche
und Welt und ihrer Beteiligung am inner-
kirchlichen Dialog über das „C“ in der Po-
litik nicht nur um politische Programma-
tik. Es geht auch um christliche Anstöße
zum Handeln des Einzelnen wie der Ge-
meinschaft.

Das „C“ findet zunächst Ausdruck im
christlichen Menschenbild sowie seinen
weit reichenden ethischen Konsequenzen
für die Gestaltung unserer Welt. „Der
Gottesglaube nach der Art des Evangeli-
ums bringt aber der Gesellschaft nicht nur
zusätzliche Quantitäten ein. Die Substanz
des Evangeliums zielt nicht nur auf die
Weitung und Intensivierung des Huma-
nen, sosehr das eine Frucht des christli-
chen Glaubens ist. Glaube bringt Hori-
zonterweiterung. Er wirft auf alle vor-
findliche und noch zukünftige Weltwirk-
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lichkeit ein neues Licht: Die Hoffnung auf
richtiges Leben . . . Das Christentum be-
wahrt vor der ,Diesseitsfalle‘. Es verhilft
dazu, den Pfeil der Sehnsucht weiter flie-
gen zu lassen, als innerweltliche Utopien
verheißen und ausmalen können“ (Joa-
chim Wanke). „Das ,C‘ muss Stachel sein,
innerer Kompass, Widerstand, Wider-
spruch auch der eigenen Selbstgenüg-
samkeit gegenüber“ (Annette Schavan).
Dass das „C“ in der Politik mehr ist als
eine Anreicherung und Vertiefung politi-
scher Programmatik, wird deutlich, wenn
man sich aus der Entwicklung des Politi-
schen das Christentum wegdenkt. „Was
verschwände mit dem Christentum?
Nicht einfach ein Erbe, eine Überliefe-
rung, etwas, was sich notfalls auch säku-
larisieren ließe, was auch in anderen Ge-
stalten weiterleben könnte. Es ver-
schwände ein Widerlager, ein Element
des Widerspruchs, eine Kraft der Interak-
tion. Es verschwände die Europa und die
moderne Welt kennzeichnend prägende
Dialektik von Kirche und weltlicher Ord-
nung. Die Gesellschaft würde sich – wie
im Altertum – nur noch um eine einzige
Achse bewegen. Einsprüche der Kirche
gegen die Welt – und der Welt gegen die
Kirche! – blieben wirkungslos. Das
könnte entweder zu einem Zustand der
Spannungslosigkeit und Langeweile füh-
ren, zu einer pragmatisch gedämpften
Welt, in der niemand mehr ,Unmögliches
begehrt‘. Es könnten sich aber auch – und
das ist wahrscheinlicher – neue Macht-
konzentrationen bilden, wie wir sie in den
modernen totalitären Regimen erlebt ha-
ben. Am Anfang des 21. Jahrhunderts
sind beide Möglichkeiten offen. Auch
eine dritte Möglichkeit ist denkbar: Dass
sich das dialektische Wechselspiel von
Kirche und Welt neu belebt“ (Hans
Maier).

Es gibt gute Chancen, das dialektische
Wechselspiel von Kirche und Welt neu zu
beleben. Christen, die sich als authenti-
sche Zeugen ihres Glaubens und damit

als lebendige Kirche in Staat und Gesell-
schaft einbringen, leisten der zukünftigen
Entwicklung unserer Welt den von Chris-
ten geschuldeten Dienst. Sie leisten damit
allerdings auch unserer Kirche den un-
verzichtbaren Dienst des wechselseitigen
Voneinanderlernens. Denn „Politisches
und Christliches können nur dann fürein-
ander fruchtbar werden, wenn sie sich an-
einander frei geben, wenn sie sich von-
einander unterscheiden, um in solcher
Unterscheidung Impuls füreinander zu
werden. Impuls füreinander: denn auch
das Christliche kann in seinem Verständ-
nis und in seiner Realisierung vom Politi-
schen lernen“ (Klaus Hemmerle).

Konsequenzen für die Kirche
Sind auf dem Hintergrund dieser Thesen
bereits Konsequenzen struktureller Art in
Betracht zu ziehen? Es spricht vieles da-
für, diese Frage zu bejahen. Hier sollen  le-
diglich Konsequenzen für die katholische
Kirche angedeutet und angeregt werden.

Das „C“ in der Politik bedarf sowohl
im Hinblick auf den einzelnen aus christ-
licher Verantwortung handelnden Politi-
ker als auch im Hinblick auf eine sich un-
ter den Anspruch des „C“ stellende poli-
tische Partei der kirchlichen Vermittlung.
Wenn katholische Christen ihren Dienst
in der Politik aus christlicher Überzeu-
gung und Verantwortung verrichten,
also diesen Dienst zwar nicht im Namen
der Kirche, aber doch als Kirche leisten,
dann wird in der Kirche ein Raum für den
Prozess der kirchlichen Vermittlung des
„C“ sowie für entsprechende Dialoge
und Kooperationen notwendig. Ein sol-
cher Raum ist natürlich in vielfältigen
Ansätzen vorhanden: Gespräche der im
Auftrag der amtlich verfassten Kirche tä-
tigen Katholischen Büros in Bund und
Ländern, Katholikenräte auf allen Ebe-
nen bis zum Zentralkomitee der deut-
schen Katholiken, Akademien und Bil-
dungseinrichtungen, Personalverbände
und unterschiedlichste Organisationen,

Seite 79Die politische Meinung

Zur Politikfähigkeit des „C“ und zur „C“-Fähigkeit der Politik

405_72_80_Kronenberg  24.07.2003  15:28 Uhr  Seite 79



Fachgespräche in höchst verschiedenen
kirchlichen Kontexten, Dialogveranstal-
tungen wie Kongresse, Katholikentage
oder Ökumenische Kirchentage. Darüber
hinaus sind aber auch planvolle und kon-
tinuierliche Bemühungen notwendig, die
es katholischen Unionspolitikern ermög-
lichen, sich an den Dialogen und Koope-
rationen zu beteiligen, die im Rahmen
des Prozesses der kirchlichen Vermitt-
lung des „C“ erforderlich sind. Diese Be-
mühungen sollen sich mit den genannten
vorhandenen Gesprächen und Initiativen
verbinden; sie verstehen sich weder als
Konkurrenz noch als Alternative hierzu.

Um die Beteiligung katholischer Uni-
onspolitiker an den innerkirchlichen Dia-
logen und Kooperationen zu verstärken,
wird die Gründung eines katholischen
Studienkreises zu theologischen und
kirchlichen Grundsatzfragen christlich
verantworteter Politik vorgeschlagen.
Der Name dieses Studienkreises könnte
in Anknüpfung an Gaudium et spes „Kir-
che und Welt“ heißen. Diesem Studien-
kreis könnten katholische Mitglieder der
Unionsparteien und katholische Christen
angehören, die die Grundsätze und Ziele
der Unionsparteien bejahen und sich am
Studium theologischer und kirchlicher
Grundsatzfragen einer christlich verant-
worteten Politik beteiligen wollen. Eine
ökumenische Offenheit für die Beteili-
gung evangelischer Christen wäre selbst-
verständlich.

Die Initiative zur Gründung des vorge-
schlagenen Studienkreises sollte bei dem
seit vielen Jahren bestehenden politischen
Freundeskreis liegen. Entscheidend ist,
die Generation der jüngeren Politiker und
politisch Interessierten zu gewinnen; nur

so kann es gelingen, dass der katholische
Studienkreis „Kirche und Welt“ ein zu-
kunftsfähiges Instrument katholischer
Unionspolitiker wird.

Dass es sich bei dem vorgeschlagenen
Studienkreis nicht um einen Kreis inner-
halb der Partei oder der Parteien handelt,
sondern um einen kirchlichen Kreis, ist
notwendig, um innerkirchlich ausrei-
chende Partizipation zu gewährleisten.
Es ist aber auch deshalb empfehlenswert,
weil sich in der katholischen Kirche zu
wenige junge Christen für eine Politik un-
ter dem Anspruch des „C“ interessieren.
Hier könnte der Studienkreis zu Verände-
rungen beitragen. Allerdings schließt der
kirchliche Charakter des Studienkreises
nicht aus, dass er indirekt auch innerpar-
teiliche Wirkungen entfaltet. Dies liegt
auch im wohlverstandenen Interesse der
Unionsparteien.

Letztlich hat der katholische Studien-
kreis zum Ziel, wirksam dazu beizutra-
gen, dass das „C“ politikfähig und dass
die Politik „C“-fähig bleibt. Dieses Ziel zu
verfolgen ist besonders vordringlich in ei-
ner Zeit, die sich auf der Ebene der Reli-
gion durch die Entstehung von funda-
mentalistischen Tendenzen sowohl der
unpolitischen als auch der totalitären
Spielart auszeichnet und die auf der
Ebene der Politik durch einen Verfall des
Wertebewusstseins und des Wertekon-
senses gekennzeichnet ist. Es mangelt zu-
dem an der Bereitschaft wertorientierter
Personen, sich politisch zu engagieren.
Christen haben hier eine Bringschuld. Der
katholische Studienkreis könnte  Christen
darin unterstützen, den Dienst zu leisten,
den sie der Kirche und der Politik schul-
den.
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